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ist mit den dadurch sich ergebenden erheblichen Nachtei­
len für den betroffenen Fahrzeughalter.

Ausgehend von der keinesfalls geringen Tat- und 
Schuldschwere hätte die Dauer des Fahrerlaubnisentzuges 
mindestens ein Jahr und sechs Monate betragen müssen.

In Übereinstimmung mit der Auffassung des Vertreters 
des Generalstaatsanwalts der DDR war der Strafbefehl des 
Kreisgerichts aufzuheben und der Antrag gemäß § 271 
Abs. 2 StPO an den Staatsanwalt zurückzugeben.

Arbeitsrecht * 1

§ 54 AGB.
Begehrt der Werktätige nach einer vom Betrieb ausgespro­
chenen Kündigung den Abschluß eines Aufhebungsver­
trags, weil er zwischenzeitlich eine Tätigkeit in einem 
anderen Betrieb gefunden habe, die er noch vor Ablauf 
der Kündigungsfrist aufnehmen möchte, dann besteht für 
den Betrieb keine Verpflichtung, dem Werktätigen vor 
Abschluß des Aufhebungsvertrags einen Überleitungsver­
trag anzubieten.
BG Dresden, Urteil vom 27. März 1979 — 7 BAB 17/79.
Dem Kläger, der beim verklagten Betrieb beschäftigt war, 
wurde mit Zustimmung der betrieblichen Gewerkschafts­
leitung am 23. November 1978 zum 31. Dezember 1978 we­
gen Nichteignung gekündigt. Nachdem er zunächst gegen 
die Kündigung Einspruch eingelegt hatte, begehrte er am
1. Dezember 1978 selbst die Beendigung seines Arbeits­
rechtsverhältnisses durch Abschluß eines Aufhebungsver­
trags, weil er am 4. Dezember 1978 ein neues Arbeitsrechts­
verhältnis aufnehmen könne. Daraufhin wurde im bei­
derseitigen Einvernehmen ein Aufhebungsvertrag mit Wir­
kung zum 4. Dezember 1978 abgeschlossen. Gleichzeitig 
wurde dem Kläger schriftlich bestätigt, daß die Kündigung 
zurückgenommen wird.

Gegen diesen Aufhebungsvertrag erhob der Kläger er­
neut Einspruch mit der Begründung, daß ihm kein Über­
leitungsvertrag als Voraussetzung für den Abschluß eines 
Aufhebungsvertrags angeboten worden sei.

Das Kreisgericht hat entsprechend dem Antrag des Klä­
gers den Aufhebungsvertrag für rechtsunwirksam erklärt 
und den Verklagten verurteilt, an den Kläger entgange­
nen Verdienst zu zahlen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Berufung des 
Verklagten, die Erfolg hatte.
Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat in seiner Entscheidung zutreffend 
darauf hingewiesen, daß vor Abschluß eines Aufhebungs­
vertrags auf Initiative des Betriebes dem Werktätigen 
gemäß § 51 Abs. 2 AGB eine andere zumutbare Arbeit 
durch Änderungsvertrag oder durch Überleitungsvertrag 
angeboten werden muß.

Die daraus vom Kreisgericht gezogene grundsätzlich 
richtige Schlußfolgerung, daß ein Aufhebungsvertrag für 
rechtsunwirksam zu erklären ist, wenn dem Werktätigen 
vor dem Abschluß kein Ändenungs- oder kein Überlei­
tungsvertrag angeboten wurde, ist für den vorliegenden 
Fall nicht zutreffend.

Die Behauptung des Klägers, von der auch das Kreis­
gericht ausgeht, daß der Verklagte dem Kläger vor Aus­
spruch der Kündigung keine zumutbare andere Arbeit im 
eigenen oder in einem anderen Betrieb durch einen Ände- 
rungs- oder Überleitungsvertrag angeboten habe, wäre von 
Bedeutung gewesen, wenn der Kläger — wie zunächst auch 
geschehen — durch seinen Einspruch bei der Konfliktkom­
mission die Aufhebung der fristgemäßen Kündigung be­
gehrt hätte. Der Kläger hat jedoch eine Entscheidung über 
die Kündigung nicht mehr verlangt, weil er am 1. Dezem­
ber 1978 selbst die Beendigung seines Arbeitsrechtsverhält­
nisses durch Abschluß eines Aufhebungsvertrags bean­
tragt hat.

Wenn der Kläger die Beendigung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses durch einen Aufhebungsvertrag anstelle der 
fristgemäßen Kündigung allein deshalb anstrebte, weil er

die Möglichkeit hatte, zu einem früheren Zeitpunkt eine von 
ihm selbst gewählte^Ärbeit in einem anderen Betrieb auf­
zunehmen, so entspricht der zwischen den Prozeßparteien 
abgeschlossene Aufhebungsvertrag sowohl den betrieb­
lichen Belangen als auch den Rechten des Klägers.

Der verklagte Betrieb war bei der gegebenen Sachlage 
nicht verpflichtet, dem Kläger eine weitere zumutbare 
andere Arbeit anzubieten.

§ 54 AGB.
Der Ausspruch einer Kündigung durch den Betrieb setzt 
voraus, daß dem Werktätigen die Übernahme einer zumut­
baren anderen Arbeit entweder durch Änderungs- oder 
durch Überleitungsvertrag angeboten worden ist. Schlägt 
der Werktätige ein ihm nicht zumutbares Angebot aus und 
kündigt der Betrieb hierauf, ist diese Kündigung auf den 
Einspruch des Werktätigen für rechtsunwirksam zu erklä­
ren.
BG Dresden, Urteil vom 12. Juli 1979 — 7 BAB 94/79.

Der Kläger war beim Verklagten — dem Inhaber einer 
Kfz-Klempnerei — seit 1972 als Kfz-Klempner beschäftigt. 
Diesen Arbeitsvertrag kündigte der Verklagte wegen Un­
geeignetheit. Zur Überleitung in ein neues Arbeitsrechts­
verhältnis war dem Kläger die Arbeit als Transportarbei­
ter in einem anderen Betrieb angeboten worden.

Die gegen die Kündigung erhobene Klage hat das Kreis­
gericht als unbegründet abgewiesen.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger fristgemäß Berufung 
eingelegt. Die Berufung hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat sich in seiner Entscheidung damit 
auseinandergesetzt, ob, der Kündigungsgrund der Nicht­
eignung gegeben ist. Es hat aber nicht ausreichend geprüft, 
ob der dem Kläger angebotene Überledtungsvertrag als 
Transportarbeiter in einem anderen Betrieb zumutbar war. 
Die Zumutbarkeit der angebotenen anderen Arbeit ist 
nicht bereits dadurch gegeben, daß das Arbeitseinkommen 
etwa das gleiche geblieben wäre. Wenn auch nicht verlangt 
werden kann, daß die andere Arbeit in j e d e r  Hinsicht 
der bisher ausgeübten Tätigkeit gleichkommt (vgl. Stadt­
gericht, Urteil vom 7. Juli 1978 - 111 BAB 48/78 - NJ 1979, 
Heft 8, S. 373), so sollte sie doch dem Arbeitsvermögen 
des Werktätigen unter Beachtung der gegebenen gesell­
schaftlichen Bedingungen und Möglichkeiten entsprechen 
(vgl. J. Michas, „Rechtspolitische Bedeutung und Maßstäbe 
der Zumutbarkeit“, Arbeit und Arbeitsrecht 1979, Heft 6,
S. 2651).

Der Kläger besitzt zwar keinen Abschluß als Kfz- 
Klempner, er hat aber sieben Jahre als solcher gearbeitet 
und sich Arbeitserfahrungen und Fertigkeiten erworben. 
Wenn es auch wahrscheinlich nicht möglich sein wird, ihm 
in R. eine Tätigkeit anzubieten, die der zuletzt ausgeüb­
ten voll entspricht, so müßte aber doch eine Arbeit zu 
finden sein, bei der er seine Kenntnisse und Fähigkeiten 
in der Metallbearbeitung und sein handwerkliches Ge­
schick besser verwerten kann. Es ist auch zu beachten, daß 
der Kläger bereits über 50 Jahre alt ist und ihm deshalb 
eine Umstellung auf eine völlig anders geartete Tätigkeit 
nicht leicht fallen dürfte.

Allein das Angebot, als Transportarbeiter in einem an­
deren Betrieb zu arbeiten, ohne zu prüfen, ob geeignetere 
Arbeitsstellen möglich sind, wird deshalb den Anforderun­
gen des Gesetzes nicht gerecht. Die Ablehnung des Ange­
bots eines Überleitungsvertrags über eine zumutbare an­
dere Arbeit ist nach § 54 Abs. 2 AGB aber Wirksamkeits­
voraussetzung für eine Kündigung (vgl. hierzu auch Fra­
gen und Antworten in NJ 1980, Heft 2, S. 86). Der Kläger 
hat niemals erklärt, daß er generell nicht gewillt sei, einen 
Überleitungsvertrag abzuschließen.

Auf die Berufung des Klägers war daher das Urteil 
des Kreisgerichts aufzuheben und die Kündigung des Ar­
beitsvertrags als rechtsuriwirksam zu erklären.


